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Anlage „Ergänzende Vertragsbedingungen nach TVergG LSA“ 

 

Zu §8 Bestbieterprinzip 

1. Erklärungen und Nachweise nach den jeweils einschlägigen vergaberechtlichen 
Formvorschriften sind elektronisch (Textform) über die Vergabeplattform zu 
übermitteln. 

2. Der Bestbieter hat im Fall der beabsichtigten Zuschlagserteilung die nach dem 
TVergG LSA und nach den in § 1 Abs. 2 Satz 1 genannten Vergabe- und 
Vertragsordnungen verpflichtend vorzulegenden Erklärungen und Nachweise nach 
Aufforderung innerhalb einer nach Tagen bestimmten Frist vorzulegen. 
Die Frist muss mindestens drei Werktage betragen und darf fünf Werktage nicht 
überschreiten. 

3. Bei nicht fristgerechter Vorlage der verpflichtend vorzulegenden Erklärungen und 
Nachweise wird das Angebot von der Wertung ausgeschlossen. 

 

Zu §11 Tariftreue, Mindeststundenentgelt und Entgeltgleichheit 

1. Der Bieter verpflichtet sich seinen Arbeitnehmern bei der Auftragsausführung 
Arbeitsbedingungen einschließlich des Mindeststundenentgelts zu gewähren, die 

a) mindestens den Vorgaben des Tarifvertrages entsprechen, an den das 
Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist oder 
der nach dem Tarifvertragsgesetz für allgemeinverbindlich erklärt wurde, oder 
b) mindestens den Vorgaben des Tarifvertrages entsprechen, der für die 
Leistung am Ort der Ausführung gilt. 

2. Der Bieter verpflichtet sich bei der Auftragsausführung sicherzustellen, dass 
Leiharbeitnehmer im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
Februar 1995 (BGBl. I S. 158), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. 
Oktober 2022 (BGBl. I S. 1790), bei der Ausführung der Leistungen für die gleiche 
Tätigkeit ebenso entlohnt werden wie ihre Arbeitnehmer. 
3. Der Bieter hat für die Leistungen ein Entgelt für den  

Helfer / LG 1   ___13,48________ €  
Fachwerker / LG 2  ___13,48________ €  
zu zahlen. 

 

Zu §13 ILO-Kernarbeitsnorm 

Der Bieter verpflichtet sich, den Auftrag ausschließlich mit Waren auszuführen,  
die nachweislich unter § 13 Abs. 1 des TVergG LSA genannten ILO- 
Kernarbeitsnormen gewonnen oder hergestellt worden sind.  

 

 

 

 

https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/jlr-TariftVergabeGSTV1P1/format/xsl/part/S?oi=n7hbP6qufh&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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Zu §14 Nachunternehmer und Verleiher 

1. Der Bieter verpflichtet sich, dass eine Beauftragung von Nachunternehmern 
oder Verleihern nur erfolgt, wenn diese ihren Arbeitnehmern mindestens die 
Arbeitsbedingungen gewähren, die der Bieter selbst einzuhalten verspricht. 
2. Der Bieter verpflichtet sich für den Fall der Weitergabe von Leistungen an 

Nachunternehmer bei der Ausführung des öffentlichen Auftrags 
a) bevorzugt kleine und mittlere Unternehmen zu beteiligen, soweit es mit der 

vertragsgemäßen Ausführung des öffentlichen Auftrags zu vereinbaren ist, 
b) Nachunternehmer davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen 

öffentlichen Auftrag handelt, 
c) bei der Weitergabe von Bauleistungen an Nachunternehmer Teil B der 

Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/B) und bei der 
Weitergabe von Dienstleistungen Teil B der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Leistungen (VOL/B) zum Vertragsbestandteil zu machen und 

d) den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise, 
ungünstigeren Bedingungen aufzuerlegen, als zwischen dem Auftragnehmer 
und dem öffentlichen Auftraggeber vereinbart sind. 

 

Zu §17 Kontrollen 

Der Auftraggeber vereinbart mit dem Auftragnehmer, dass ihm auf Verlangen die 
Entgeltabrechnungen des Auftragnehmers und der Nachunternehmer sowie die 
Unterlagen über die Entrichtung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nach 
§ 16 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und die zwischen Auftragnehmer und Nachunternehmer 
abgeschlossenen Werkverträge vorgelegt werden. Der Auftragnehmer und seine 
Nachunternehmer haben ihre Arbeitnehmer auf die Möglichkeit solcher Kontrollen 
hinzuweisen. 

 

Zu §18 Sanktionen 

1. Um die Einhaltung der in § 11 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1, Abs. 5 und 7, § 12 
Satz 2 und § 17 Abs. 2 gem. TVergG LSA genannten Vertragspflichten des 
Auftragnehmers zu sichern, wird zwischen dem Auftraggeber und dem 
Auftragnehmer für jeden schuldhaften Verstoß regelmäßig eine Vertragsstrafe von 
1,5 v. H. des Auftragswerts vereinbart; bei mehreren Verstößen darf die Summe der 
Vertragsstrafen 10 v. H. des Auftragswerts nicht überschreiten. Der Auftragnehmer ist 
zur Zahlung einer Vertragsstrafe nach Satz 1 auch für den Fall verpflichtet, dass der 
Verstoß durch einen von ihm eingesetzten Nachunternehmer oder einen von diesem 
eingesetzten Nachunternehmer begangen wird, es sei denn, dass der Auftragnehmer 
den Verstoß weder kannte noch kennen musste. 
2. Der Auftraggeber vereinbart mit dem Auftragnehmer, dass die schuldhafte 
Verletzung einer der in § 11 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1, Abs. 5 und 7, § 12 Satz 2 
und § 17 Abs. 2 gem. TVergG LSA genannten Vertragspflichten durch den 
Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer den öffentlichen Auftraggeber zur 
fristlosen Kündigung des Vertrags berechtigen. 
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Zu §19 Rechtsschutz 

1. Ein Nachprüfungsverfahren wird nur auf schriftlichen oder elektronischen 
Antrag vor der Nachprüfungsbehörde durchgeführt. 
2. Der Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der geschätzte 
Gesamtauftragswert bei Bauleistungen ohne Umsatzsteuer einen Betrag von 120 000 
Euro, bei Dienstleistungen und Lieferungen ohne Umsatzsteuer einen Betrag von 40 
000 Euro nicht übersteigt.  
3. Der Antrag ist unzulässig, soweit 

a) der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen 
Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrages erkannt und 
gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von zehn 
Werktagen schriftlich oder elektronisch gerügt hat, 
b)  Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der 
Bekanntmachung erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe 
gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber schriftlich oder elektronisch gerügt 
werden, 
c)  Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den 
Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist 
zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem öffentlichen 
Auftraggeber schriftlich oder elektronisch gerügt werden, oder 
d) mehr als 15 Werktage nach Eingang der Mitteilung des öffentlichen 
Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. 

4. Für Amtshandlungen der Nachprüfungsbehörde werden Kosten zur Deckung 
des Verwaltungsaufwandes erhoben. Die Höhe der Gebühren bestimmt sich nach 
dem personellen und sachlichen Aufwand der Nachprüfungsbehörde unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Bedeutung des Gegenstands der Nachprüfung. 
Die Gebühr beträgt mindestens 100 Euro, soll aber den Betrag von 1 000 Euro nicht 
überschreiten. Ergibt die Nachprüfung, dass ein Bieter zu Recht das 
Vergabeverfahren beanstandet hat, sind keine Kosten zu seinen Lasten zu erheben. 

----------------------Ende der Ergänzenden Vertragsbedingungen----------------------- 

 

 

 

Die zuvor aufgeführten Erklärungen, Verpflichtungen und Vereinbarungen werden 

durch den Bieter hiermit bestätigt: 

 

________________________   ____________________________ 

Ort, Datum      Name des Erklärenden (Textform) 


